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setz« sieht eine jährliche Prüfung der Aus-
bildungslücke zum 30. September durch
die Regierung vor. Wenn die Zahl der
bundesweit gemeldeten Ausbildungs-
plätze, die noch unbesetzt sind, nicht min-
destens 15% über der Zahl der noch nicht
vermittelten Bewerber liegt, dann wird je-
der Arbeitgeber, der im Vorjahr nicht die
»notwendige Ausbildungsquote« von 7%
seiner sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten erreicht hat, mit einer »Be-
rufsausbildungssicherungsabgabe« be-
legt. Ausgenommen sind kleine Arbeit-
geber mit bis zu zehn sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten und größere
Arbeitgeber, wenn die Abgabe eine »un-
zumutbare Härte« darstellen würde. 
Arbeitgeber, deren Ausbildungsquote im
Vorjahr über 7% lag, werden abhängig von
ihrer Ausbildungsquote im Vorjahr geför-
dert. Die Höhe des Förderbetrages für je-
den förderfähigen Ausbildungsplatz rich-
tet sich nach der tariflichen Bruttoausbil-
dungsvergütung, die je nach Ausbil-
dungsberuf monatlich zwischen 580 q
und 1 240 q liegen kann. Für außerbe-
triebliche Berufsausbildungsverhältnisse
werden anteilig auch Maßnahmekosten
übernommen. Sollte diese nachträgliche
Förderung nicht ausreichen, um die
bundesweite Lücke zu schließen, werden
auch Arbeitgeber mit einer Ausbildungs-
quote von weniger als 7% gefördert, die
nach dem Stichtag zusätzliche Lehrstel-
len über ihrem Dreijahresdurchschnitt ein-
richten. Sollte dies auch nicht ausreichen,
die Ausbildungslücke zu schließen, dann
werden alle Arbeitgeber gefördert. 
Der Gesamtfinanzierungsbedarf für den
Bundesausbildungssicherungsfond, der
nicht nur die Fördermaßnahmen, sondern
auch die Verwaltungskosten von ca. 5%
miteinschließt, ergibt sich laut Gesetzes-
entwurf wie folgt:
26 000 q x Zahl der bundesweit zusätz-
lich erforderlichen Ausbildungsplätze zum
Stichtag
+ 8 930 q x Zahl der bundesweit förder-
fähigen Ausbildungsplätze des Vorjahres
= Gesamtfinanzierungsbedarf
Die Zahl der zusätzlich erforderlichen Aus-
bildungsplätze liegt beim 1,15-Fachen der
Ausbildungslücke, die sich aus der Diffe-
renz der noch nicht vermittelten Bewer-
ber und der gemeldeten unbesetzten Aus-
bildungsstellen zum Stichtag ergibt. Die
Zahl der förderfähigen Ausbildungsplätze
ergibt sich aus der Summe aller Auszu-
bildenden, die über der 7%-Ausbildungs-
quote eines Arbeitgebers liegen (vgl. Kas-
ten: Rechenbeispiel).
Die Höhe der von einem Arbeitgeber zu
entrichtenden Berufsausbildungssiche-
rungsabgabe errechnet sich wie folgt: Der
Gesamtfinanzierungsbedarf wird durch
die Zahl aller bei abgabepflichtigen Ar-
beitgebern zu berücksichtigenden sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten ge-
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teilt. Dies ergibt den Pro-Kopf-Abgabebetrag, also den Be-
trag pro Mitarbeiter, den der Arbeitgeber zahlen muss, soll-
te er keinen Auszubildenden beschäftigten. Für jeden Aus-
zubildenden wird dem Arbeitgeber das 14-Fache des Pro-
Kopf-Abgabebetrages gestundet. 
Bewertung des Gesetzesentwurfs
Der Gesetzesentwurf versucht mittels einer
Abgabe basierend auf der betrieblichen Aus-
bildungsquote von 7% eine festgestellte ge-
samtwirtschaftliche Ausbildungslücke zu
schließen. Diese Ausbildungsquote mag
zwar so bemessen sein, dass sie rechnerisch
die Berufsausbildungschancen der jungen
Generation sichert, sie entspricht aber nicht
den über mehrere Jahre hinweg gewonne-
nen Ertrags- und Bedarfserwartungen der
Betriebe und Unternehmen. Bei den Betrie-
ben und Unternehmen hat sich eine relativ
gleichbleibende Ausbildungsquote von
knapp 6% eingespielt, die auf die Schwan-
kungen der Ausbildungsplatzlücke kaum rea-
giert. Dieser Sachverhalt kann Abbildung 1
entnommen werden, wo gezeigt wird, dass
sowohl Angebots- als auch Nachfrageüber-
hänge von Ausbildungsplätzen bei einer sich
nur geringfügig ändernden Ausbildungs-
quote auftreten. 
Wenn eine Ausbildungsquote von knapp 6%
den Bedarf der Unternehmen deckt, dann
ließe sich eine staatlich verordnete Ausbil-
dungsquote von 7% nur durch Marktver-
sagen rechtfertigen. So wurde in der öko-
nomischen Theorie (siehe Katz und Zider-
man 1990; Acemoglu 1997; Acemoglu und
Pischke 1999a;b) argumentiert, dass die
Unternehmen nicht genügend Lehrlinge aus-
bilden, da nicht-ausbildende Unternehmen
durch das Abwerben von Beschäftigten mit
abgeschlossener Berufsausbildung von der
Investition der ausbildenden Unternehmen
profitieren. Malcomson et al. (2003) zeigen
aber, dass die richtige Wahl der Ausbil-
dungsdauer und der Ausbildungsvergütung
dieses Problem schmälern kann und zu zu-
sätzlichen Ausbildungsstellen führt, weil ab
einer gewissen Ausbildungsdauer die Pro-
duktivität eines Auszubildenden über des-
sen Vergütung liegt. Durch eine geringere
Vergütung lässt sich das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis von Ausbildungsplätzen so steuern,
dass die Arbeitgeber wieder mehr Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung stellen (vgl. Wöß-
mann 2004). 
Die stark unterschiedlichen Ausbildungsquoten der einzel-
nen Branchen deuten darauf hin, dass die Belastungen ei-
ner einheitlichen Ausbildungsquote von 7% ungleich auf
die Branchen verteilt sein werden. Auf Basis der Beschäf-




a) Gemeldete unbesetzte Ausbildungsstellen
    (September 2003):
14 840
b) Unvermittelte Bewerber (September 2003): 35 015
c) Ausbildungslücke (b – a): 20 175
d) Zahl der zusätzlich erforderlichen Ausbildungs-
    plätze (c x 1,15):
23 201
e) Förderfähige Ausbildungsplätze (Annahme): 200 000
f ) Gesamtfinanzierungsbedarf
    (26 800    x d + 8 930   x e):
2,41 Mrd. E
g) Zahl aller bei abgabepflichtigen Arbeitgebern zu
    berücksichtigenden sozialversicherungspflichtig
    Beschäftigten (Annahme):
10.000.000




    einschließlich Auszubildende (Annahme): 100
i) Auszubildende (Annahme): 6
Bemessungsgrundlage (h – 14 x i):  16
Zu entrichtende Abgabe des Arbeitgebers
in E
Pro-Kopf-Abgabebetrag x Bemessungsgrundlage: 3 852
Abb. 1Forschungsergebnisse
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te der Ausbildungsquoten von 3,3% in Bereich Chemie,
Kunststoff, Steine, Erden und 8,4% im Bau- und Ausbau-
gewerbe (vgl. Tab. 1). 
Durch eine Bindung der Ausbildungsplatzabgabe an die
Ausbildungsquote werden wachsende Branchen und Ar-
beitgeber bevorzugt. Sie liegen mit der Zahl der Auszu-
bildenden über dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt
und werden somit subventioniert. Da sie aber bereits nach
Bedarf ausbilden, entstehen durch die Zuschüsse nur ge-
ringe Anreize, zusätzliche Ausbildungsstellen zu schaffen.
Für Arbeitgeber in einer wirtschaftlich schlechten Lage
oder für schrumpfende Branchen liegt die optimale Aus-
bildungsquote mit großer Sicherheit unterhalb von 7%.
Durch eine Abgabe werden solche Branchen und Betrie-
be noch stärker belastet, was zu einer Abwärtsspirale füh-
ren kann. Tabelle 2 zeigt, wie einzelne Branchen aufgrund
ihrer strukturell unterschiedlichen Ausbildungsquoten be-
lastet werden.
Ein weiteres Problem ergibt sich für die Arbeitgeber, die
zwar viele Ausbildungsstellen ausschreiben, aber zu we-
nig oder keine Bewerber erhalten. So gibt es auch in Zei-
ten eines allgemeinen Lehrstellenmangels einige Ausbil-
dungsberufe, die mangels Attraktivität keine Bewerber fin-
den. Eine Ausbildungsplatzabgabe wird diesen Arbeitge-
bern nur zusätzliche Kosten aufbürden. Aus Mangel an Be-
werbern wird aber kein zusätzlicher Ausbildungsvertrag ab-
geschlossen.
Was für Arbeitgeber oder Branchen gilt, trifft auch auf Re-
gionen zu. So werden die Unternehmen in den neuen
Bundesländern dafür bestraft, dass sie aufgrund ihrer
schlechten wirtschaftlichen Lage weniger ausbilden. Die Zu-
schüsse fließen dann in andere Bundesländer, z.B. Baden-
Württemberg, wo die Ausbildungsquote über dem Bundes-
durchschnitt liegt. Aufgrund des Überangebots an Ausbil-
dungsstellen sind dort aber keine Bewerber vorhanden, die
neue Ausbildungsstellen besetzen könnten. So wird die För-
derung von den Unternehmen bereitwillig angenommen.
Es werden aber keine neuen Ausbildungsverhältnisse ent-
stehen.
Außerdem ist die Ausbildungsleistung von Unternehmen eng
mit betrieblichen Merkmalen wie der Betriebsgröße, der Qua-
lifikationsstruktur, dem Technisierungsgrad sowie mit der er-
warteten Personalentwicklung verknüpft (Dietrich 2000; Die-
trich et al. 2004), die in einer allgemeinen Ausbildungsquo-
te keinerlei Berücksichtigung finden. Wie stark die Aus-
bildungsbereitschaft der Arbeitgeber sich z.B. mit der all-
gemeinen Beschäftigungsnachfrage verändert, zeigt Ab-
bildung 2.
Aufgrund der zusätzlichen Belastung von
wirtschaftlich schlechter gestellten Arbeit-
gebern sowie der Tatsache, dass die Sub-
ventionen an Arbeitgeber und Regionen
fließen, deren Bedarf bereits gedeckt ist
oder deren Angebot an neuen Ausbil-
dungsstellen durch den Mangel an Be-
werbern zu keinen zusätzlichen Ausbil-
dungsverhältnissen führt, ist nicht davon
auszugehen, dass durch eine allgemein
gültige Ausbildungsquote von 7% sehr vie-
le zusätzliche Ausbildungsverträge abge-
schlossen werden.
Eine pauschale Ausbildungsplatzabgabe
hätte vielmehr massive Fehllenkungen zur
Folge, da sie in die Struktur des Ausbil-
Tab. 1
Ausbildungsquoten nach Branchen







Chemie, Kunststoff, Steine, Erde 3,3
Stahl, Metall-, Maschinen- u. Fahrzeugbau 5,6
Kfz, DV Elektrotechnik 5,8
Feinmechanik, Optik, Uhren, Schmuck 4,6
Holz, Papier, Druckerei 6,3
Leder, Textil, Nahrungsmittel 6,5
Bau, Zimmerei, Ausbau 8,4




Organisationen o.E., private Haushalte 6,6
Gebietskörperschaften, Sozialversicherung 4,2
Insgesamt 5,8
Quelle: Berufsbildungsbericht 2003, Beschäftigtenstatistik der
Bundesagentur für Arbeit; Ergebnisse jeweils zum 30.Juni:
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung.
Tab. 2
Zu erwartende Ausbildungsplatzabgabe pro Mitarbeiter
1)







Wasserversorgung, Bergbau 4,7 82
Chemie, Kunststoff, Steine, Erde 3,3 130
Stahl, Metall-, Maschinen- u.
Fahrzeugbau 5,6 52
Groß- und Einzelhandel 5,5 55
Verkehr, Nachrichtenübermittlung 3,5 123
1) Annahmen: Alle Arbeitgeber haben eine branchendurchschnittliche Aus-
bildungsquote, die Ausbildungslücke beträgt 20 175, die Zahl der förderfähi-
gen Ausbildungsplätze 200 000 und die abgabepflichtigen Arbeitgeber be-
schäftigen 10 Mill. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte.
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.57. Jahrgang – ifo Schnelldienst 9/2004
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dungsangebotes eingreift und die Ausbildung vom Fach-
kräftebedarf der Unternehmen abgekoppelt. Die entste-
hende Fehlallokation wird zu einer geringeren Übernah-
mequote und höherer Arbeitslosigkeit nach der Ausbildung
führen.
Um die unnötigen Belastungen einer starren 7%-Regelung
zu vermeiden, wäre für jeden Ausbildungsberuf, jede Region
und abhängig von der wirtschaftlichen Lage des Arbeitge-
bers eine gesonderte Ausbildungsquote vonnöten. Auch
wenn dies theoretisch möglich wäre und man die Ausbil-
dungsquoten dynamisch anpassen könnte, wäre der büro-
kratische Aufwand unverhältnismäßig. Es ist daher vorzu-
ziehen, den einzelnen Arbeitgebern, die am besten über ih-
ren Bedarf Bescheid wissen, die Entscheidung zu überlas-
sen, ob und wie viele Ausbildungsplätze sie anbieten wol-
len, als durch eine gesetzliche Regelung eine Zwangspflicht
einzuführen. 
Ein Blick auf die Entwicklung der Nachfrage
nach Ausbildungsstellen in Abbildung 3 zeigt,
warum die Regierung dieses Gesetz bis 2009
befristen will. Ab 2009 wird die Ausbil-
dungsstellennachfrage wieder soweit gefal-
len sein, dass es voraussichtlich keine Aus-
bildungslücke mehr gibt. 
Arbeitgeber bilden aus, weil es sich für sie
lohnt. Auch wenn die nominellen Ausbil-
dungskostenüber den Erträgen liegen, kann
einem Unternehmen sein Ausbildungsenga-
gement einen guten Ruf bescheren, was
wiederum Wettbewerbsvorteile mit sich
bringt. Jede Möglichkeit, sich aufgrund ei-
nes Gesetzes freizukaufen – und sei es nur
temporär –, zerstört diese Motivation und
ist kontraproduktiv.
Der Gesetzesentwurf greift auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene nur bei einer entspre-
chenden Ausbildungslücke, die durch die
Zahl der offenen Ausbildungsstellen und die
Zahl der Bewerber definiert ist. Auf betrieb-
licher Ebene wird zur Bemessung der Ab-
gabe aber die Ausbildungsquote des Vor-
jahres herangezogen. Da diese Größen nur
indirekt miteinander verbunden sind, wird es
zu folgenden Nebenwirkungen kommen.
Es ist absehbar, dass sich das Meldever-
halten der Arbeitgeber ändern wird. Es ver-
ursacht nur geringe Kosten, eine Ausbil-
dungsstelle auszuschreiben und zu melden.
Auch ist es nicht verpflichtend, eine offene
Ausbildungsstelle mit einem Bewerber zu be-
setzen. Daher könnten Unternehmen ver-
sucht sein, mit den Stellenausschreibungen
bis kurz vor dem Stichtag 30. September zu warten, um ihr
Verhalten auf die Wahrscheinlichkeit einer Ausbildungs-
platzabgabe abzustimmen oder aber überhaupt mehr Stel-
len auszuschreiben, als sich realistischerweise mit geeig-
neten Bewerbern besetzen lassen.
Da als Bezugsgröße die Ausbildungsquote des abgelaufe-
nen Ausbildungsjahres herangezogen wird, besteht für die
Arbeitgeber kein Anlass, im laufendem Jahr ihre Ausbil-
dungsquote anzupassen, außer sie erwarten, dass auch
im nächsten Jahr eine Ausbildungsplatzabgabe kommt. Da-
gegen sprechen aber die großen Schwankungen der Aus-
bildungslücke von Jahr zu Jahr (vgl. Abb. 1) und die jährli-
che Prüfung der Auslösung der Abgabe durch die Bundes-
regierung. Es ist also zu erwarten, dass die Förderung ver-
gangener Ausbildungsleistungen eine Ausbildungslücke nicht
zu schließen vermag. So wird es wohl zum Regelfall wer-
Abb. 2
Abb. 3Forschungsergebnisse
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den, dass auch Ausbildungsplätze bei Arbeitgebern geför-
dert werden, deren Ausbildungsquote unterhalb von 7%
liegt. Eine gesetzliche Regelung, die eine Förderung aller
Ausbildungsstellen vorsieht, ließe sich mit geringerem bü-
rokratischem Aufwand verwalten. 
Die Regierung scheint die Strategie zu verfolgen, mit Hilfe
der jährlichen Drohung, im Falle einer zu großen Ausbil-
dungslücke die Ausbildungsplatzabgabe einzuführen, die
Arbeitgeber dazu bewegen zu wollen, genügend Ausbil-
dungsplätze bereitzustellen. Sollte es aber nicht bei einer
Drohung bleiben, steht die Politik vor einem Dilemma. Eine
Drohung wird nur ihre Wirkung erzeugen, wenn die Kon-
sequenzen hart sind. Deshalb sieht wohl das Gesetz eine
überhöhte Ausbildungsquote von 7% vor, die fast jeden
Arbeitgeber mit mehr als zehn Beschäftigten zur Zahlung
der Abgabe zwingen würde. Fiele die Regelung hingegen
milde aus, dann verlöre die Drohung ihre Vorfeldwirkung,
und die Ausbildungsabgabe würde zu einer Dauereinrich-
tung werden. 
Angesichts der großen Schwankungen der Ausbildungslü-
cke seit 1992 wären diese Drohspiele sehr gefährlich, wenn
das Gesetz keine Ausnahmen vorsähe. So kann laut Ge-
setzentwurf die Ausbildungsplatzabgabe von der Regierung
ausgesetzt werden, wenn eine kurzfristige Trendwende zu
erwarten oder die Ausbildungslücke, ausgedrückt in abso-
luten Zahlen, so gering ist, dass der Verwaltungsaufwand
unangemessen hoch wäre. Bei diesem großen politischen
Spielraum der Regierung stellt sich dann doch wieder die
Frage, inwieweit die Ausbildungsplatzabgabe eine glaub-
hafte Drohung darstellt. 
Abgesehen von der positiven Vorfeldwirkung der Drohung
mit einer Ausbildungsplatzabgabe bringt die derzeitige Aus-
gestaltung auch im Falle einer Nicht-Auslösung sehr hohe
Verwaltungskosten mit sich. So erschiene es klüger, für den
Zeitraum bis 2009 andere Wege zu suchen, um Jugendli-
che nicht auf der Straße stehen zu lassen. Vorbildlich ist
hier die Selbstverpflichtung in der Chemieindustrie, in der
die Tarifpartner konkrete Zielgrößen für die Ausbildung ver-
einbart haben.
Die derzeitigen Ausbildungsberufe sind dank ihrer theoreti-
schen wie praktischen Inhalte sowie der hohen Ausbil-
dungsvergütungen für viele Schüler eine gute Alternative
zu einer Universitäts- oder Fachhochschulausbildung. Für
Jugendliche mit Lernschwächen oder anderen Defiziten gibt
es kaum Ausbildungsberufe mit abgesenktem Ausbil-
dungsniveau. Genau diese Gruppe von Jugendlichen ist aber
von einem Lehrstellenmangel besonders betroffen. Hier be-
steht Handlungsbedarf.
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